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Vernehmlassungsverfahren 
12.400 Parlamentarische Initiative «Freigabe der Investitionen in erneuerbare 
Energien ohne Bestrafung der Grossverbraucher (UREK-N)»;  
 
Stellungnahme des AGVS, Autogewerbeverband der Schweiz 
 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der AGVS, Autogewerbeverband der Schweiz, vertritt seit 1927 die Interessen von heute 
rund 4’000 Garagebetrieben in der Schweiz und dem Fürstentum Liechtenstein. Wir bedan-
ken uns für die Gelegenheit, im Rahmen des oben erwähnten Vernehmlassungsverfahrens 
Stellung beziehen zu können. 
 
Ziel der parlamentarischen Initiative ist die Erhöhung der Stromeffizienz, was aus realpoliti-
schen Gründen durchaus angebracht sein kann. Der AGVS kann der parlamentarischen Ini-
tiative allerdings nur unter dem Vorbehalt zustimmen, dass nicht einige Stromverbraucher 
von der Preiserhöhung entlastet werden und die anderen, nicht-befreiten Stromkonsumenten 
den Mehraufwand tragen müssen. Dies wäre aus wettbewerbspolitischer Sicht nicht zu erklä-
ren. Vielmehr sollen Anreizsysteme zur Steigerung der Energieeffizienz für alle Unternehmen 
geschaffen werden und es sollen für alle Unternehmen, die gleichen Voraussetzungen gel-
ten. Dies könnte beispielsweise dadurch erreicht werden, dass eine KEV Befreiungsmöglich-
keit auf alle Unternehmen ausgedehnt wird, welche ein Effizienzsteigerungsprogramm durch-
führen. 

Für die Berücksichtigung unseres Votums bedanken wir uns im Voraus bestens.  
 
Freundliche Grüsse 
AGVS, Autogewerbeverband der Schweiz 
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Mitglied der Geschäftsleitung 

 


